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Die Völkerrechtskommission (Inter-
national Law Commission – ILC) 
ist als Unterorgan der Generalver-

sammlung der Vereinten Nationen mit 
der Kodifizierung und Weiterentwick-
lung des Völkerrechts beauftragt. Im 
Jahr 2019 trafen sich ihre 34 Mitglieder 
zu ihrer 71. Tagung (29.4.–7.6. und 
8.7.–9.8.2019).

Verbrechen gegen die  
Menschlichkeit

Nach fünf Jahren schloss die Kommis-
sion ihre Arbeit zu Verbrechen gegen die 
Menschlichkeit durch Annahme in zwei-
ter Lesung von 15 Entwurfsartikeln 
nebst Entwurfspräambel, Entwurfsan-
hang und Kommentierung zu diesen ab. 
Diese wurden der UN-Generalversamm-
lung zur Kenntnisnahme vorgelegt. Fer-
ner empfahl die ILC die Ausarbeitung 
eines Übereinkommens durch die Gene-
ralversammlung oder eine internatio
nale Konferenz auf Grundlage der Ent-
wurfsartikel. Basierend auf den Stel- 
lungnahmen von Staaten und interna
tionalen Organisationen sowie einem 
vierten Bericht des Berichterstatters er-
folgte eine geringfügige Überarbeitung 
der zwei Jahre zuvor in erster Lesung an-
genommenen Entwurfsartikel. 

Erwähnenswert ist, dass ein Paragraf 
in die Entwurfspräambel aufgenommen 
wurde, der auf die in der Charta der 
Vereinten Nationen verankerten Grund-
sätze des Völkerrechts verweist. Hiermit 
soll dem Kommentar zur Entwurfsprä-
ambel zufolge, wie auch in Entwurfs
artikel 4, verdeutlicht werden, dass bei 
der Verhinderung und Verfolgung von 
Verbrechen gegen die Menschlichkeit 
das Völkerrecht, darunter der Grund-
satz der souveränen Gleichheit der Staa-
ten sowie das Gewaltverbot, eingehalten 
werden muss. Zudem wurde in Entwurfs-
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artikel 3 die Verpflichtung festgeschrie-
ben, dass Staaten sich nicht an Handlun-
gen beteiligen, die ein Verbrechen gegen 
die Menschlichkeit darstellen. Im Rah-
men der ersten Lesung wurde diese Ver-
pflichtung im Text von Entwurfsarti- 
kel 3 bereits als indirekt enthalten ange
sehen.

Umweltschutz und bewaffnete 
Konflikte

Die Berichterstatterin legte der Kommis-
sion ihren zweiten Bericht vor, in dem 
sie unter anderem Fragen zum Schutz 
der Umwelt in nichtinternationalen be-
waffneten Konflikten behandelte. Dabei 
ging es vor allem um die Frage, wie die 
internationalen Regeln und Praktiken in 
Bezug auf natürliche Ressourcen den 
Schutz der Umwelt während und nach 
solchen Konflikten verbessert werden 
können. Ferner adressierte sie Aspekte 
der Verantwortlichkeit und Haftung für 
Umweltschäden. Die im Bericht vorge-
schlagenen sieben Entwurfsprinzipien 
wurden von der ILC an den Redakti-
onsausschuss verwiesen. 

Der Redaktionsausschuss nahm meh-
rere neue Entwurfsprinzipien an. Neu 
ist unter anderem Entwurfsprinzip 10, 
das die Staaten anhält, Sorgfaltspflich-
ten von Unternehmen für den Umwelt-
schutz umzusetzen, wenn diese von 
oder in ihrem Territorium in Gebieten 
von bewaffneten Konflikten oder in Si-
tuationen nach solchen Konflikten ope-
rieren. Entsprechend fordert Entwurfs
prinzip 11 die Staaten auf, Haftungs- 
möglichkeiten für Umweltschäden durch 
Unternehmen zu schaffen. Beachtlich ist 
zudem die Aufnahme der Martens’schen 
Klausel bezogen auf den Umweltschutz 
in Entwurfsprinzip 12. Sie ist ein wich-
tiger Grundsatz des humanitären Völ-
kerrechts und geht auf Situationen in 

bewaffneten Konflikten ein, die nicht 
ausdrücklich durch das Völkerrecht ge-
regelt sind. Die insgesamt 28 Entwurfs-
prinzipien samt Kommentierung wur-
den in erster Lesung angenommen und 
an Regierungen und internationale Or-
ganisationen übermittelt, deren Kom-
mentare bis Ende des Jahres 2020 er-
wartet werden.

Zwingendes Recht

Zum Thema zwingendes Recht (ius co-
gens) legte der Berichterstatter seinen vier-
ten Bericht vor. Dieser diskutierte neben 
der Frage, ob regionales zwingendes Recht 
existiert, insbesondere, ob die Kommis-
sion eine Beispielliste mit Normen zwin-
genden Rechts als Teil der Entwurfsarti-
kel aufnehmen sollte. Das Ergebnis des 
Berichts, dass das Konzept von regiona-
lem zwingendem Recht keine Unterstüt-
zung in der Staatenpraxis erfahre, wurde 
von der Kommission geteilt. Sie entschied 
sich jedoch gegen die Aufnahme einer 
Beispielliste als Teil der Entwurfsartikel, 
wie vom Berichterstatter vorgeschlagen. 
Stattdessen befürwortete die ILC die 
Aufnahme einer Beispielliste in einem 
Entwurfsanhang. 

Entwurfsartikel 23 verweist auf die-
sen Entwurfsanhang mit dem Hinweis, 
dass die Beispielliste nicht erschöpfend 
ist. Sie beinhaltet solche Normen, denen 
die Kommission in früheren Arbeiten den 
Charakter des zwingenden Rechts zu
gewiesen hat. Der Kommentar zu Ent-
wurfsartikel 23 betont unter anderem, 
dass die Beispielliste kein Versuch ist, 
gültige Normen zwingenden Rechts zu 
bestimmen und als solche zu formu
lieren. Ferner dürfe aus der Nichtauf-
nahme von Normen, denen die Völker-
rechtskommission in früheren Arbeiten 
einen zwingenden Charakter zugeschrie-
ben hat, nicht geschlussfolgert werden, 
diese seien keine Normen zwingenden 
Rechts. 

Die insgesamt 23 Entwurfsschluss-
folgerungen und die Beispielliste als 
Entwurfsanhang samt Kommentierung 
wurden in erster Lesung angenommen 
und an Regierungen und internationale 
Organisationen übermittelt, deren Kom-
mentare bis Ende des Jahres 2020 er-
wartet werden.
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Immunität staatlicher Amts-
trägerinnen und Amtsträger

Der Kommission lagen der sechste und 
der siebte Bericht des Berichterstatters 
vor, die sich mit den verfahrenstechni-
schen Aspekten der Immunität staatli-
cher Amtsträgerinnen und Amtsträger 
vor der ausländischen Strafgerichtsbar-
keit befassten. Der sechste Bericht, über 
den die Debatte auf der 70. Tagung im 
Jahr 2018 noch nicht abgeschlossen war, 
analysierte unter anderem die drei ver-
fahrensrechtlichen Aspekte Zeitplanung, 
Art der betroffenen Handlungen und 
Festlegung der Immunität im Zusam-
menhang mit dem Konzept der Gerichts-
barkeit. Der siebte Bericht, der neun 
neue Artikelentwürfe vorschlug, schloss 
die Analyse der verfahrensrechtlichen 
Aspekte der Immunität in Bezug auf das 
Verhältnis zwischen der Gerichtsbarkeit 
und den verfahrensrechtlichen Aspekten 
der Immunität ab. Er widmete sich da-
bei unter anderem Fragen der Geltend-
machung und Aufhebung der Immuni-
tät sowie den Verfahrensgarantien in 
Bezug auf den Staat des Gerichts und 
den Staat des Amtsträgers. Die ILC ver-
wies die Artikelentwürfe 8 bis 16 an den 
Redaktionsausschuss. In diesem wurde 
insbesondere diskutiert, ob die Verfah-
rensgarantien auch in Situationen des 
Entwurfsartikel 7 Anwendung finden sol-
le, der vorsieht, dass Immunität unter 
Berücksichtigung der sachlichen Zustän-
digkeit (ratione materiae) von der Aus-
übung ausländischer Strafgerichtsbarkeit 
in Fällen von Völkermord, Verbrechen 
gegen die Menschlichkeit, Kriegsverbre-
chen, Folter, Apartheid und Verschwin-
denlassen nicht gilt. Damit das Nicht
bestehen von Immunität nicht allein 
aufgrund der Art des Vorwurfs ent-
schieden würde, nahm der Redaktions-
ausschuss einen neuen Entwurfsartikel 
an, der die Verfahrensgarantien einlei-
ten soll und vorsieht, dass diese auf alle 
vorangehenden Artikelentwürfe des zwei-
ten und dritten Teils anwendbar seien, 
einschließlich der Bestimmung, ob nach 
einem der Entwurfsartikel Immunität 
bestehe. Der Sonderberichterstatter be-
absichtigt, für die 72. Tagung einen 
Schlussbericht vorzubereiten, um eine ers-
te Lesung dieses Themas im Jahr 2020 
abschließen zu können.

Staatennachfolge und  
-verantwortlichkeit

In seinem dritten Bericht befasste sich 
der Berichterstatter insbesondere mit Fra-
gen der Wiedergutmachung von Schä-
den, die durch international unrechtmä-
ßige Handlungen gegen den Vorgänger- 
staat sowie gegen dessen Staatsangehö-
rige entstanden sind. Einige der im Be-
richt vorgeschlagenen Entwurfsartikel 
wurden an den Redaktionsausschuss 
verwiesen. Dieser führte jedoch auf der 
71. Tagung seine Arbeit an den Ent-
wurfsartikeln fort, die der Berichter-
statter im Jahr 2017 in seinem zweiten 
Bericht vorgeschlagen hatte. Diese Ar-
beit mündete in der Annahme von drei 
neuen Entwurfsartikeln durch den Re-
daktionsausschuss zu Handlungen mit 
fortdauerndem Charakter, Zuschreibung 
des Verhaltens einer Aufstands- oder 
sonstigen Bewegung sowie Fällen von 
Staatennachfolge, wenn der Vorgänger-
staat weiter besteht. Insgesamt verläuft 
die Arbeit der Kommission zu dem The-
ma Staatennachfolge und -verantwort-
lichkeit nur schleppend. So nahm die 
Kommission erst auf der 71. Tagung die 
ersten drei Entwurfsartikel samt Kom-
mentierung überhaupt an. Diese waren 
vom Redaktionsausschuss bereits auf der 
69. und 70. Tagung angenommen wor-
den. Entwurfsartikel 1 behandelt die 
Reichweite der Entwurfsartikel. Ent-
wurfsartikel 2 regelt die Verwendung 
von Ausdrücken. Entwurfsartikel 5 be-
stimmt die Fälle der Rechtsnachfolge 
von Staaten, die von den Entwurfsarti-
keln erfasst sind, so etwa nur solche, 
die sich im Einklang mit dem Völker-
recht befinden.

Allgemeine Rechtsgrundsätze

Das Thema allgemeine Rechtsgrundsät-
ze untersucht die dritte Hauptquelle des 
Völkerrechts, wie sie in Artikel 38, Ab-
satz 1 lit. c des Statuts des Internationa-
len Gerichtshofs (International Court of 
Justice – ICJ) wiedergegeben ist. Der 
Berichterstatter legte der Kommission 
seinen ersten Bericht vor. Dieser war sehr 
allgemein gehalten und besprach neben 
dem Umfang des Themas die wichtigs-
ten Fragen, die im Laufe der Arbeit der 

ILC zu behandeln sind, gab einen Über-
blick über frühere Arbeiten der Kom-
mission bezogen auf allgemeine Rechts-
grundsätze und stellte die einzelnen 
Elemente und die Entwicklung allge-
meiner Rechtsgrundsätze vor. Zudem 
enthielt der Bericht drei Entwurfsschluss-
folgerungen, die von der Kommission an 
den Redaktionsausschuss verwiesen wur-
den. Kontrovers diskutiert wurde Ent-
wurfsschlussfolgerung 3, der zufolge all-
gemeine Rechtsprinzipien nicht nur von 
nationalen Rechtssystemen abgeleitet, 
sondern auch innerhalb des internatio-
nalen Rechtssystems gebildet werden kön-
nen. Viele Kommissionsmitglieder emp-
fahlen, letztere Kategorie aufgrund man- 
gelnder Staatenpraxis nicht weiter zu 
verfolgen.

Sonstiges

Die Kommission führte informelle Kon-
sultationen über Musterklauseln für ihr 
Thema über die vorläufige Anwendung 
von Verträgen durch, deren erste Lesung 
in der 70. Tagung abgeschlossen wurde 
und deren zweite Lesung für die 72. Ta-
gung erwartet wird. Nachdem das The-
ma Meeresspiegelanstieg mit Bezug zum 
Völkerrecht im Jahr 2018 Eingang in 
das Langzeitprogramm der ILC gefun-
den hatte, wurde es nun im Berichtszeit-
raum konkret auf die Agenda gesetzt. 
Für das Thema berief die Kommission 
keinen Sonderberichterstatter, sondern 
richtete eine Studiengruppe ein, deren 
Vorsitz abwechselnd von zwei Mitglie-
dern geführt wird. Das Thema Wieder-
gutmachung an Einzelpersonen für gro-
be Verletzungen des internationalen 
Menschenrechtsrechts und schwere Ver-
letzungen des humanitären Völkerrechts 
wurde ebenso wie das Thema Präven
tion und Repression von Piraterie und 
bewaffneten Raubüberfällen auf See dem 
Langzeitprogramm hinzugefügt.

Linus Mührel 
(Dieser Beitrag setzt den Bericht von 
Linus Mührel, Völkerrechtskommission: 
70. Tagung 2018, VN, 3/2019, S. 136f., 
fort.)


